Anbei stellt die VZS den Verkehrsteilnehmern, die ein Strafmandat wegen Geschwindigkeitsübertretung bei der Forst in Algund erhalten haben, ein Rekursmuster zur Verfügung und möchte dabei folgendes klarstellen:

Die VZS möchte damit keinesfalls Verkehrssünder unterstützen und das Rasen für Gut heißen. Die Vorgehensweise der Gemeinde Algund lässt jedoch Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Radarmessungen aufkommen. Im Muster sind die verschiedenen Rekursgründe kurz angeführt.

Die VZS kann nicht voraussehen wie die Entscheidungen der Gerichtsbarkeit ausfallen werden und übernimmt auch keine Haftung für den Ausgang der Rechtsstreitigkeit. 
N.B.: Diesen Vorspann bei Gebrauch des Rekurses bitte löschen
AN DAS FRIEDENSGERICHT (MERAN)

Rekurs gegen Verwaltungsstrafe

Nr.................... , ausgestellt von (z.B. Gemeindepolizei Algund)

BERUFUNGSKLÄGER/BESCHWERDEFÜHRER:............................................................, geboren in ....................................... am .....................................,

wohnhaft in (Postleitzahl).................. Ortschaft .....................................................(BZ), Anschrift ............................... Nr................................,

GEGENPARTEI: Gemeinde ............................ – Gemeindepolizei von ..............., Anschrift......................

Vorrausgeschickt dass:

· Dem Antragsteller, am ................... mittels Postweg Strafbescheid (oder Vorhaltungsprotokoll) Nr. ............. , vom .............., erlassen von .............. (z.B. Stadtpolizei der Gemeinde Bozen) zugestellt wurde, in welchem ihm die folgende Übertretung der Vorschriften der Straßenverkehrsordnung Art. ..........., bezüglich dem Fahrzeug des Typs ................... mit dem Nummernschild ............angelastet wurden: ...................................... (z.B. „Fuhr auf der den öffentlichen Verkehrsmitteln vorbehaltenen Fahrbahn“);

· Laut obgenanntem Vorhaltungsprotokoll soll die angenommene Übertretung am .........(Datum), um ............ (Uhrzeit) in ................(Ortschaft und Straße) stattgefunden haben;

der/die Beschwerdeführer/in

ERHEBT EINSPRUCH

gegen betreffendes Vorhaltungsprotokoll, aus den folgenden  Gründen:

die/der Unterfertigte beanstandet, dass 

· das gegenständliche Radargerät der privaten Firma, welche die Radarkontrollen im Auftrag der Gemeinde durchführt, nicht dem gesetzlichen Standard entspricht. Wie u.a. aus dem Schreiben der Handelskammer vom 07.03.2006 hervorgeht, fehlt eine entsprechende Eichung laut internationalen Normen (Resolution OIML R91 (Organisation International de Metrologie Legal – Italien ist Mitglied) und nationalen Gesetzen (Gesetz vom 11. August 1991 Nr. 273 und K.D. vom 12.06.1902, Nr. 226, UNI Norm 30012); vgl. u.a. Urteil FG Moncalvo vom 17.12.2005, LG Lodi 22.05.2000)

· die öffentliche Verwaltung ihre Befugnisse überschreitet, indem sie ein privates gewinnbeteiligtes Unternehmen mit der Erhebung der Radarmessungen und nicht die zuständigen Ordnungshüter beauftragt hat. Dieses Unternehmen hat im Einverständnis der Gemeinde Algund die Radarmessungen unverhältnismäßig oft durchgeführt, u.z. um primär Gewinne für sich und die Gemeinde Algund zu erzielen. Die Gemeinde Algund wird aufgefordert die Anzahl der bereits verhängten Strafmandate mitzuteilen und aufzuzeigen wie viele Tage pro Woche und Stunden pro Tag das Radargerät eingeschalten war und immer noch ist. Aufgrund der Anzahl der verhängten Strafen und dagegen eingebrachten Rekurse kann angenommen werden, dass die Radarmessungen sehr oft durchgeführt wurden. Im Vergleich dazu nehmen andere Gemeinden Südtirols ähnliche Messungen in einem sehr begrenzten Zeitraum (einige Stunden pro Woche) vor. (Beispiel: neue Radaranlage zwischen Terlan und Vilpian.). Die Gemeinde Algund muss sich die Kritik gefallen lassen, die Radaranlage nicht primär als erzieherische Vorbeugemaßnahme für Unfälle verwendet zu habe, sondern um die Gemeindekassen zu füllen.

...........

...........

Dies vorrausgeschickt und ausgelegt,

BEANTRAGT

der/die Beschwerdeführer/in, dass 

1. von Amtswegen eine Beschlagnahmung der gegenständlichen Radargeräte vorgenommen wird;

2. die Eichung und die ordnungs- und normgerechte Messung des gegenständlichen Radargerätes überprüft wird;

3. er/sie, unter Einberufung aller Parteien, bezüglich der zu bewilligenden dargelegten Gründe persönlich angehört wird und dass die Aufhebung und/oder der Widerruf der entsprechenden Strafen verfügt wird. In Erwartung des Rekursausgangs beantragt die/der Unterfertigte außerdem die Einstellung des Vollstreckungsverfahrens bezüglich obgenannten Vorhaltungsprotokolls. 

4. Mit Befreiung von den Verfahrenskosten;

Anlage:

1) Anzahl 1 Kopie Übertretungsprotokoll

2) Anzahl .. Kopien Rekurs

Ort und Datum .........................

Der/die Beschwerdeführer/in ....................................

